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Text 

§ 9 

Sachliche Voraussetzungen 

(1) Die Bewilligung zur Errichtung einer Krankenanstalt darf nur erteilt werden, wenn die 
Voraussetzungen nach Abs. 2 und die Mindestanforderungen nach Abs. 3 erfüllt werden. 

(2) Die Bewilligung zur Errichtung einer Krankenanstalt darf nur erteilt werden, wenn folgende 
Voraussetzungen vorliegen: 

 a) es muss nach dem angegebenen Anstaltszweck und dem in Aussicht genommenen 
Leistungsangebot im Hinblick auf das bereits bestehende Versorgungsangebot öffentlicher, 
privater gemeinnütziger und sonstiger bettenführender Krankenanstalten mit Kassenverträgen zur 
Aufrechterhaltung einer qualitativ hochwertigen, ausgewogenen und allgemein zugänglichen 
Gesundheitsversorgung und zur Wahrung des finanziellen Gleichgewichtes im Sinne der sozialen 
Sicherheit ein Bedarf gemäß Abs. 3 gegeben sein; 

 b) der Bewerber muss das Eigentum oder ein sonstiges Recht an der für die Krankenanstalt in 
Aussicht genommenen Betriebsanlage nachweisen, das ihm die längerfristige und unbehinderte 
Benützung der Betriebsanlage gestattet; 
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 c) das für die Unterbringung der Krankenanstalt vorgesehene Gebäude muss den bau-, feuer- und 
gesundheitspolizeilichen sowie sofern erforderlich auch den sicherheitspolizeilichen Vorschriften 
entsprechen. 

(2a) Sofern ein Vertragsvergabeverfahren der Sozialversicherung über den verfahrensgegen-
ständlichen Leistungsumfang anhängig ist oder innerhalb von drei Monaten nach Zustellung der 
Entscheidung über den Bedarf eingeleitet wird, ist Voraussetzung für die Erteilung der 
Errichtungsbewilligung darüber hinaus auch eine Vertragszusage der Sozialversicherung auf Grund 
dieses Vertragsvergabeverfahrens. 

(3) Wenn der verfahrensgegenständliche Leistungsumfang in den Verordnungen gemäß § 23 oder 
§ 24 des Gesundheits-Zielsteuerungsgesetzes, BGBl. I Nr. 26/2017, geregelt ist, ist hinsichtlich des 
Bedarfs die Übereinstimmung des Vorhabens mit diesen Verordnungen zu prüfen. Ist das Vorhaben nicht 
in den genannten Verordnungen geregelt, ist der dritte Satz sinngemäß anzuwenden. Für sonstige 
bettenführende Anstalten ist ein Bedarf gegeben, wenn unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Planungen des jeweiligen RSG hinsichtlich 

 a) der örtlichen Verhältnisse (regionale rurale oder urbane Bevölkerungsstruktur und 
Besiedlungsdichte), 

 b) der für die Versorgung bedeutsamen Verkehrsverbindungen, 

 c) der Auslastung bestehender stationärer Einrichtungen sowie 

 d) der Entwicklungstendenzen in der Medizin bzw. Zahnmedizin 

 eine wesentliche Verbesserung des Versorgungsangebotes nachgewiesen werden kann. 

(3a) Die Landesregierung hat von einer Prüfung des Bedarfs abzusehen, wenn nach dem 
vorgesehenen Leistungsangebot in der Krankenanstalt ausschließlich sozialversicherungsrechtlich nicht 
erstattungsfähige Leistungen erbracht werden sollen. Die örtlich zuständige Gebietskrankenkasse ist zur 
Frage, ob es sich beim Leistungsangebot um ausschließlich sozialversicherungsrechtlich nicht 
erstattungsfähige Leistungen handelt, zu hören. Darüber hinaus ist von der Prüfung des Bedarfs 
abzusehen, wenn bereits eine Errichtungsbewilligung erteilt wurde und die Verlegung des Standortes 
innerhalb desselben Einzugsgebietes erfolgt. 

(3b) Im Bewilligungsverfahren bzw. Verfahren zur Vorabfeststellung kann ein Gutachten der 
Gesundheit Österreich GesmbH oder eines vergleichbaren Gesundheitsplanungsinstituts zum Vorliegen 
der Kriterien gemäß Abs. 3 dritter Satz eingeholt werden. 

(3c) Für Fondskrankenanstalten im Sinne des Kärntner Gesundheitsfondsgesetzes entfällt eine 
Bedarfsprüfung, wenn das Vorhaben im Einklang mit der Verordnung gemäß § 23 oder § 24 des Bundes-
gesetzes zur partnerschaftlichen Zielsteuerung-Gesundheit, BGBl. I Nr. 26/2017, steht. 

(4) Die Landesregierung kann unter Bedachtnahme auf die Erkenntnisse der medizinischen und 
technischen Wissenschaften nach Anhörung des Landessanitätsrates durch Verordnung 
Mindestanforderungen festlegen, die von Krankenanstalten hinsichtlich der allgemeinen 
Raumerfordernisse, der Größe und Ausstattung der Behandlungs- und Pflegeräume, der sanitären 
Anlagen, der innerbetrieblichen Krankentransporteinrichtungen sowie hinsichtlich der notwendigen 
Vorkehrungen für einen ordnungsgemäßen Betriebsablauf in den Krankenanstalten erfüllt werden 
müssen. 

(5) Die Vorlage von Unterlagen zum Nachweis der Voraussetzungen nach Abs. 2 lit. b und c ist 
nicht erforderlich, wenn nur eine gesonderte Vorabfeststellung zur Frage des Bedarfs beantragt wird. 

(6) Ist der Rechtsträger der Krankenanstalt ein Krankenversicherungsträger, so bedarf es zur 
Errichtung einer bettenführenden Krankenanstalt keiner Bewilligung. Die beabsichtigte Errichtung einer 
allgemeinen Krankenanstalt durch einen Sozialversicherungsträger ist der Landesregierung anzuzeigen. 

(7) Weist eine Krankenanstalt mehrere Standorte auf (Mehrstandortkrankenanstalt), ist im Bescheid, 
mit dem die Errichtungsbewilligung erteilt wird, für jeden Standort gemäß dem zugeordneten 
Leistungsspektrum die Versorgungsstufe gemäß § 3 Abs. 1 festzulegen. Am jeweiligen Standort sind die 
für die festgelegte Versorgungsstufe je Leistungsbereich geltenden Vorgaben einzuhalten. 
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